
 

Neue Verordnung zum Ultraschall in der Schwangerschaft 
 
Im November 2018 wurde vom Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) eine neue 
Strahlenschutzverordnung veröffentlicht. 
 
In diesem umfangreichen Werk findet sich ab Seite 154 der Artikel 4 
„Verordnung zum Schutz vor schädlichen Wirkungen nichtionisierender 
Strahlung bei der Anwendung am Menschen“. Diesem Bereich wurde  im 
weiteren Sinne auch die Anwendung von Ultraschallwellen zugeordnet. 
Geregelt wird dort unter anderem auch die Anwendung von Ultraschall in der 
Schwangerschaft. 
 

§10 
Anwendung von Ultraschall an einer schwangeren Person 

Bei der Anwendung von Ultraschallgeräten zu nicht-medizinischen Zwecken 
darf ein Fötus nicht exponiert werden. 

 
 
In einer Ergänzung gibt das Bundesministeriums folgende Begründung: 
 
Zu § 10 (Ultraschallanwendungen an Schwangeren)  
Ultraschallanwendung zur vorgeburtlichen Diagnostik ist sehr wichtig. Hier 
wägt der Arzt im Einzelfall den Nutzen gegenüber dem Risiko ab. Mit der 
immer besser werdenden Bildqualität, die mit stark steigender Leistung 
verbunden ist, werden diese Geräte heute auch dazu verwendet, sog. 
Erinnerungsfilme von ungeborenen Kindern herzustellen, eine Anwendung, die 
keine medizinische Notwendigkeit hat („Baby-Kino“). Im Gegensatz zu 
nichtmedizinischen Anwendungen mit Ultraschall bei Erwachsenen, bei denen 
eine positive Wirkung durch den Kunden erwünscht und deren Neben-
wirkungen und Risiken wissentlich akzeptiert werden, handelt es sich bei 
einem Fötus um einen Dritten, einen Schutzbefohlenen, der zudem keinen 
Nutzen aus den Anwendungen zieht. Die für die Bildgebung notwendigen 
hohen Ultraschallintensitäten sind mit einem potenziellen Risiko für das 
Ungeborene verbunden, insbesondere da mit Beginn der Knochenbildung 
wesentlich mehr Schallenergie am Knochen absorbiert wird. Darüber hinaus 
fehlen verlässliche Untersuchungen über die Folgen dieser Anwendung. Auch 
die SSK* hat in ihrer Empfehlung vom April 2012 insbesondere hier restriktive 
Maßnahmen empfohlen (Empfehlung der SSK: „Ultraschallanwendung am 
Menschen“, verabschiedet in der 256. Sitzung der SSK am 19./20. April 2012). 
Nichtmedizinische Dienstleistungen, die z.B. unter dem Stichwort „Baby-
viewing“ angeboten werden, werden auch von relevanten Fachverbänden 
ausdrücklich abgelehnt. Daher werden Ultraschallanwendungen zu einem 
nicht medizinischen Zweck, wie z.B. zur reinen Bildgebung am Fötus 
(„Babykino“), ohne dass eine ärztliche Indikation gestellt wurde, untersagt. 
 
*Strahlenschutzkommission 
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